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ANTRAG AUF FÖRDERUNG EINER FAMILIENBERATUNGSSTELLE 2023

FÜR DIE BEARBEITUNG DES FÖRDERUNGSANSUCHENS DURCH DAS BUNDESKANZLERAMT-BUNDESMINISTERIN FÜR FRAUEN, FAMILIE, INTEGRATION UND MEDIEN IST DAS VOLLSTÄNDIGE UND KORREKTE AUSFÜLLEN DES ANTRAGES SOWIE DIE ÜBERMITTLUNG DER GEFORDERTEN UNTERLAGEN UNBEDINGT NOTWENDIG.

1. Bezeichnung der Beratungsstelle (genauer Wortlaut):

	Name:      

	Adresse:      

	Telefon:       	FAX:      

2. Rechtsträger (Trägerorganisation):

	Name:      

	Adresse:      

	Telefon:      	FAX:      

	Email:      	Website:      

	Bankverbindung:      
	IBAN:      		BIC:      

	Rechtsform des Trägers:      

	ZVR Nr:       od. Firmenbuch Nr:       od. Ergänzungsregister Stammzahl:      

   	Sind Sie vorsteuerabzugsberechtigt? 
|_| ja	|_| nein  |_| teilweise, im Ausmaß von      %   Zutreffendes bitte ankreuzen! 

3. Zeichnungsberechtigte Organe des Rechtsträgers (Anschluss des aktuellen 
    Vereinsregisterauszuges und der Vereinsstatuten)
Hinweis! In den Statuten des Vereins muss „Familienberatung nach dem Familienberatungsförderungsgesetz in der geltenden Fassung“ als Vereinszweck angeführt sein.

4. Wortlaut der Hinweistafel auf die Beratungsstelle (die die Beratungszeiten am Ort 	
	der Beratung für jeden ersichtlich bekanntgeben muss) und Angabe, wo diese
	angebracht ist:
     
     
     

5.  Die Beratungsstelle wird betrieben seit:/wird eröffnet am:      



6. Beratung gem. § 2 Abs.1 Z.1 des Familienberatungsförderungsgesetzes (FBFG), 
     BGBl.Nr. 80/1974 i.d.g.F.:

[bookmark: Kontrollkästchen1][bookmark: Kontrollkästchen3]    a. Angelegenheiten der Familienplanung	Ja	|_|	Nein	|_|
    b. wirtschaftliche und soziale Belange
[bookmark: Kontrollkästchen2][bookmark: Kontrollkästchen4]        werdender Mütter:	Ja	|_|	Nein	|_|

 7. Beratung gem. § 2 Abs.1 Z.2 FBFG:

    a. Familienangelegenheiten, insbesondere
[bookmark: Kontrollkästchen5][bookmark: Kontrollkästchen6]        solche rechtlicher und sozialer Natur:	Ja	|_|	Nein	|_|
    b. sexuelle Belange und sonstige Partner-
[bookmark: Kontrollkästchen7][bookmark: Kontrollkästchen8]        schaftsbeziehungen:	Ja	|_|	Nein	|_|

 8. Werden hinsichtlich des Beratungsangebotes Schwerpunkte gesetzt
     (z.B. Familienplanung, Jugendberatung u.dgl.)?
     Wenn ja, welche?
     
     
     
     
9. Berater/innen gem. § 2 Abs.1 Z.3 FBFG (auch alle in Frage kommenden Vertreter):

     a. ein/eine zur selbständigen Berufsausübung berechtigte/r Arzt/Ärztin, der/die in der 
         Lage ist, über Angelegenheiten der Familienplanung zu informieren sowie befugt ist,
         Empfängnisverhütungsmittel zu verschreiben:
     
     
     
     

     b. ein/e Berater/in, der/die die Ausbildung an einer öffentlichen oder mit Öffentlichkeits-
         recht ausgestatteten Akademie für Sozialarbeit oder mit Öffentlichkeitsrecht ausge-
         statteten Lehranstalt für Ehe‑ und Familienberater abgeschlossen hat oder der/die 
         zufolge einer gleichwertigen Ausbildung und Berufserfahrung zu der von ihm/ihr zu 
         verrichtenden Beratungstätigkeit befähigt ist:
     
     
     

    c. eine Person, die die rechtswissenschaftlichen Studien vollendet hat (sofern eine 
        rechtliche Beratung beabsichtigt ist): 
     
     


10. Berater/innen gem. § 2 Abs.1 Z.4 FBFG:
	(Psycholog/innen, Psychiater/innen, Pädagog/innen, Soziolog/innen, NFP-Berater/innen)
     
     
     
     
     
     

Für die unter den Punkten 9. und 10. angeführten Berater/innen sind Befähigungsnachweise (in Kopie) anzuschließen.

11. Name und Funktion aller übrigen Mitarbeiter/innen, die in der Beratungsstelle
 	tätig sind und für die um Kostenrefundierung angesucht wird:
     
     
     
     
     


12. Beratungszeiten (genaue Angabe der Beratungstage und Anzahl der  ‑stunden):

     
     
     
     
     


13. Erfolgt die Beratung kostenlos?	Ja	|_|	Nein	|_|


14. Art und Form der Verschwiegenheitserklärung/der Überprüfung der 
	Qualifikationsnachweise aller in der Beratungsstelle tätigen Personen:

     
     


15. Werden mehrere Beratungsstellen vom selben Rechtsträger betrieben? 


	Ja	|_|	Nein	|_|


	


Geplante Finanzierung


16.  Beantragte Förderung:	      €

	für folgende Personalaufwendungen:


Honorarkräfte:

Berater/innen/	Stundensatz	Stunden	Gesamthonorar	Fahrtkosten
Mitarbeiter/innen		

     	     	     	     	     

     	     	     	     	     

     	     	     	     	     

     	     	     	     	     

     	     	     	     	     

     	     	     	     	     

     	     	     	     	     

Anstellungen:

Berater/innen/ 	Gesamtgehaltskosten	Anstellungsausmaß	Gehaltskosten
Mitarbeiter/innen	(f.d.Jahr 2023)	(Wochenstunden	(für Tätigkeit
		Gesamt/davon für FBS)	in der FBS)

[bookmark: _GoBack]     	     	     /     	     

     	     	     /     	     

     	     	     /     	     

     	     	     /     	     

     	     	     /     	     

Berechnung des Stundensatzes bei angestellten Berater/innen
Jahreskosten   :    (Stunden der Anstellung  x  45 Wochen)
Beispiel:  34.200,- € Jahreskosten (incl. aller Nebenkosten)
	40 Stunden-Anstellung  x  45 Wochen  = 1800 zu erbringende Stunden
34.200,- €  : 1800 Stunden = 19,- €  Stundensatz


17.  Gesamtfinanzierungsübersicht der Beratungsstelle für 2023 (Finanzplan)

Ausgaben:

Honorare:	     

Gehaltskosten:	     

Betriebskosten:	     

Sonstige:

     	     

Gesamtausgaben:	     

Einnahmen:

Einnahmen aus der Beratungstätigkeit:            ..............
Subventionen:		
	
	BKA Familienberatungsförderung	     
	BKA Sektion VI Abt ....	     	
	BKA Sektion III Frauen  	     	
	     	     	
	     	     	
	     	     	
[bookmark: Text99][bookmark: Text100]	     	     	
	     	     	
	AMS	     	
[bookmark: Text149]	Land (Abt.      )	     	
[bookmark: Text148]	Land (Abt.      )	     	
	Gemeinde	     	
	Sonstige	     	
	      	     	
	      	     	
Sonstige Einnahmen	     
Eigenmittel	     

Gesamteinnahmen:	     


17a. Anschluss des letzten Jahresabschlussberichtes (Bilanz, Kassabericht).



18. Begründung der Notwendigkeit der Errichtung bzw. des Betriebes dieser 
	Beratungsstelle, wobei insbesondere der regionale und lokale Bedarf darzulegen 
	ist:
     
     
     
     
     
     

19. Sonstige Bemerkungen:
     
     
     
     
     
________________________________________________________________________
Der Rechtsträger verpflichtet sich, im Falle der Förderung durch das Bundeskanzleramt-Bundesministerin für Frauen, Familie, Integration und Medien die Bestimmungen des Bundesgesetzes über die Förderung der Familienberatung (Familienberatungsförderungsgesetz) vom 23.Jänner 1974, BGBl.Nr. 80/1974 i.d.g.F., einzuhalten. 
Dies trifft im besonderen die Punkte:

1. 	Die Beratung kostenlos, nach sachlichen Gesichtspunkten und unter Wahrung der 
	Anonymität der Ratsuchenden durchzuführen.
2.	Die in der Beratungsstelle tätigen Personen zur Verschwiegenheit über alle ihnen
	ausschließlich aus dieser Tätigkeit bekannt gewordenen Tatsachen zu verpflichten;
	die Bestimmungen des § 15 des Psychotherapiegesetzes, BGBl.Nr. 361/1990 sind
	sinngemäß anzuwenden.
3.	Diese Verschwiegenheit zu gewährleisten.
4.	Die einschlägige Qualifikation der Berater vor deren Einsatz in der Beratungsstelle zu 
	überprüfen.
5.	Die Förderungsmittel gesetzmäßig zu verwenden und über die Durchführung der 
	geförderten Maßnahmen und über die Verwendung der Förderungsmittel dem
Bundeskanzleramt-Bundesministerin für Frauen, Familie, Integration und Medien in der vereinbarten Form zu berichten.


Der Rechtsträger bestätigt weiter, dass
1.	die datenschutzrechtlichen Informationen gemäß Art. 13 DSGVO (siehe unten) zur Kenntnis genommen wurden, und dass alle erforderlichen Einwilligungen dritter Personen, die im Antrag inkl. aller Anlagen angeführt werden, zur Weiterverarbeitung ihrer personenbezogenen Daten vorliegen.
2.	die "Allgemeinen Bedingungen für die Gewährung von Förderungen durch das Bundeskanzleramt, 1.12.2021" und der "Leitfaden für die Abrechnung von Förderungsmitteln durch das Bundeskanzleramt, 1.12.2021" bekannt sind und akzeptiert werden. (https://www.bundeskanzleramt.gv.at/service/foerderungen-des-bundeskanzleramtes.html)




Darüberhinaus wird erklärt, dass
1.	die Tätigkeit der oa. juristischen Person des privaten Rechts nicht auf Gewinn
	gerichtet ist;
2.	sie in Übereinstimmung mit ihrer Satzung eine Beratungstätigkeit im Sinne des 
	§ 2 des Familienberatungsförderungsgesetzes, BGBl.Nr. 80/1974, in der gelten-
	den Fassung, zum Ziel hat;
3.	sie gemäß ihren satzungsgemäßen Zwecken den §§ 34 bis 47 der Bundesab-	gabenordnung, BGBl.Nr. 194/1961, in der jeweils geltenden Fassung, entspricht
	und
4.	deren ordnungsgemäße Geschäftsführung gewährleistet ist.



.............................................	.............................................................
     Datum                         	Unterschrift durch zeichnungsbe‑
	rechtigte Organe und Stampiglie




Datenschutzrechtliche Informationen gemäß Art 13 DSGVO

Wir speichern und verarbeiten Daten ausschließlich im Sinne der Verordnung (EU) 2016/679 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 27. April 2016 zum Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten, zum freien Datenverkehr und zur Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG (DSGVO) sowie des durch das Datenschutz-Anpassungsgesetz novellierten Datenschutzgesetzes idgF.

Die Verarbeitung Ihrer personenbezogenen Daten erfolgt auf der Rechtsgrundlage von Artikel 6 Absatz 1 lit. b DSGVO zur Anbahnung und Erfüllung eines Fördervertrages, wozu auch die Überprüfung der Förderabrechnung zählt.

Konkret verarbeiten wir jene personenbezogenen Daten, die Sie bei der Antragstellung bekannt gegeben haben sowie jene Daten, die im Zuge der Vertragsabwicklung noch bekannt zu geben sind. Ihre personenbezogenen Daten werden so lange verarbeitet, als die Geltendmachung von Rechtsansprüchen aus dem Fördervertrag möglich ist. Die erforderlichen Einwilligungen dritter Personen, die im Antrag inklusive aller Anlag en angeführt werden, zur Verarbeitung ihrer personenbezogenen Daten müssen vorliegen (z. B. personenbezogene Daten von Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern in den Antragsunterlagen).

Eine Weiterleitung Ihrer personenbezogenen Daten kann gegebenenfalls an den Rechnungshof, die Europäische Kommission, die Transparenzdatenbank und das Bundesministerium für Finanzen erfolgen. Weiters können diese Daten an die Rechtsvertretung des Bundeskanzleramtes sowie an Gerichte und Verwaltungsbehörden zur Durchsetzung oder Abwehr von Rechtsansprüchen in Zusammenhang mit dem Förderungsvertrag oder dessen Anbahnung übermittelt werden. Darüber hinaus können andere förderungsgewährende Stellen, insbesondere jene, die im Förderungsansuchen genannt werden, sowie in die Förderungsentscheidung eingebundene und mit der Förderungsabrechnung beauftragte externe Stellen, diese Daten erhalten.

Ihre Rechte
Ihnen stehen grundsätzlich die Rechte auf Auskunft, Berichtigung, Löschung, Einschränkung, Datenübertragbarkeit, Widerruf und Widerspruch zu. Wenn Sie der Meinung sind, dass die Verarbeitung Ihrer Daten gegen das Datenschutzrecht verstößt oder Ihre datenschutzrechtlichen Ansprüche sonst in einer Weise verletzt worden sind, können Sie sich bei der Aufsichtsbehörde beschweren. In Österreich ist dies die Datenschutzbehörde.
Weitere Informationen
Sie erreichen uns unter folgenden Kontaktdaten:
 - für alle Anfragen im Zusammenhang mit der Förderung: 
Bundeskanzleramt, Sektion Familie und Jugend, Abt. VI/4a – Familienberatung-Familienförderung, Tel.: (+43) 1 531 15 633291, E-Mail: familieberatung@bka.gv.at
- für datenschutzrechtliche Anliegen: 
Unsere Datenschutzbeauftragte erreichen Sie unter: Bundeskanzleramt, Datenschutzbeauftragte, Ballhausplatz 2, 1010 Wien, E-Mail: datenschutz@bka.gv.at.
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